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Sondierungsabschluss mit Licht und Schatten: auf Druck der SPD soll die 

Ausbildung in allen Heilberufen kostenfrei und die Krankenkassenbeiträge 

durch Erhöhung der Arbeitgeberbeiträge entlastet werden  

Hagedorn: Durchschnittsverdiener werden um 200 Euro im Jahr entlastet! 

 

Der heutige Sondierungsabschluss zwischen der SPD und der Union hat aus Sicht 

von Bettina Hagedorn, SPD-Bundestagsabgeordnete aus Ostholstein, Licht und 

Schatten. Das SPD-Kernanliegen – die Einführung der Bürgerversicherung – ist 

leider an der CDU/CSU gescheitert. Dennoch freut sie sich insbesondere über zwei 

Punkte, die für den Gesundheitsstandort im Norden mit dem steigenden 

Fachkräftemangel in allen Heilberufen sowie für alle Krankenversicherten enorm 

wichtig sind:  

„Die Ungerechtigkeit, dass ausgerechnet alle Heilberufe wie Psycho-, Physio- 

und Ergotherapeuten sowie Logopäden ihre schulische Ausbildung bislang 

selbst – bzw. ihre Eltern – finanzieren mussten, wird endlich abgeschafft! Für 

eine dreijährige Ausbildung konnten bislang bis zu 30.000 Euro fällig werden 

– Geld, das häufig weder die Eltern noch die jungen Leute selbst aufbringen 

konnten, wodurch diese Mangelberufe immer weniger nachgefragt wurden, 

obwohl unsere Patienten gerade diese Fachkräfte für ihre Gesundheit 

dringend brauchen. Für unsere vielen Klinik-, Kur- und Pflegeeinrichtungen  in 

Schleswig-Holstein und speziell in Ostholstein ist das eine wichtige Botschaft 

– vor allem aber für die jungen Menschen, die in diese Berufe starten wollen!“ 

Bereits im Juni 2017 hatte die Große Koalition auf Druck der SPD in der letzten 

Sitzungswoche des Parlaments nach fast 2jährigen Verhandlungen beschlossen, 

dass die Ausbildungskosten in den Pflegeberufen abgeschafft werden.  
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Auch für alle Krankenkassenbeitragszahler gibt es eine gute Botschaft: die 

Finanzierung der Beiträge für die gesetzliche Krankenversicherung (GKV) soll 

künftig endlich wieder paritätisch erfolgen, wodurch die so genannten 

Zusatzbeiträge, die bislang allein von den Arbeitnehmern zu zahlen waren (2016: 

1,1 Prozent) komplett entfallen können - für einen Durchschnittsverdiener sind das 

rund 200 Euro im Jahr, allerdings: Tendenz künftig steigend, wenn die Politik jetzt 

nicht eingreift. In der Gesamtheit werden die Arbeitnehmer dadurch um fünf 

Milliarden Euro entlastet. Der Anteil der Arbeitgeber muss um 0,6 bis 1 Prozent 

steigen. 

Hagedorn: „Die Pflicht zu gleich hohen Krankenkassen-Beiträgen von 

Arbeitnehmern wie Arbeitgebern ist nicht nur eine Frage der Gerechtigkeit, 

sondern entlastet ganz effektiv alle Beschäftigten – Durchschnittsverdiener 

um ca. 200 Euro im Jahr. Wichtig ist vor allem, dass die Zusatzbeiträge, die 

zuletzt jedes Jahr gestiegen sind und allein von den Arbeitnehmern zu zahlen 

waren, jetzt künftig komplett entfallen. Gering- und Durchschnittsverdiener 

profitieren grundsätzlich von Entlastungen bei den Sozialbeiträgen stärker als 

bei Steuersenkungen, die wiederum stets überproportional hohe Einkommen 

und Vermögen entlasten. Darum bin ich froh, dass auch bei der schrittweisen 

Abschmelzung des ‚Solis‘ insbesondere untere und mittlere Einkommen bis 

2021 entlastet werden sollen.“ 

 

Das heutige 28-seitige Sondierungsergebnis von CDU/CSU und SPD wird am 21. 

Januar 2018 auf einem Sonderparteitag der SPD als Grundlage genommen, um 

über die Aufnahme von Koalitionsverhandlungen für eine erneute Große Koalition 

abzustimmen.  

  

Auf Seite 15 des Papiers heißt es:  

1. „Wir wollen das Schulgeld für die Ausbildung in den Heilberufen abschaffen, so 

wie es in den Pflegeberufen bereits beschlossen wurde.“ 

2. „Wir werden die Parität bei den Beiträgen zur Gesetzlichen 

Krankenversicherung wiederherstellen. Die Beiträge zur Krankenversicherung 

sollen künftig wieder in gleichem Maße von Arbeitgebern und Beschäftigten 

geleistet werden.“ Im Jahr 2015 betrug dieser Zusatzbeitrag 0,9 Prozent, 2016 

lag er bereits bei rund 1,1 Prozent. Diese Zusatzbeiträge sollen nun wegfallen. 


